
Josef Wirmer
 Josef Wirmer   aus Pader-
born war   Jurist und Wider-
standskämpfer gegen den 
Nationalsozialismus. Er 
kam 1901   zur Welt, sein Va-
ter war  Direktor  des Gym-
nasiums Marianum in  War-
burg.    Als Anwalt ließ sich 
Wirmer in Berlin nieder. 
Wegen der engagierten 
Verteidigung rassisch Ver-
folgter wurde  er aus dem 
Nationalsozialistischen 
Rechtswahrerbund, dem  
Zusammenschluss von An-
wälten, Staatsanwälten 
und Richtern, ausgeschlos-
sen. Sein Haus wurde spä-
ter einer der  Treffpunkte 

der Verschwörer gegen Hit-
ler,  den Attentatsplan von 
Claus Graf Schenk von 
Stauffenberg unterstützte 
er. Nach dem Putsch sollte 
Wirmer Justizminister 
werden, doch bekannter-
weise misslang das Atten-
tat. Am 8. September 1944 
wurde  Josef Wirmer durch 
den Volksgerichtshof zum 
Tode verurteilt und zwei 
Stunden später mit einer 
Drahtschlinge hingerichtet. 
Einem Freund hatte er im 
August   geschrieben: „Auch 
der fehlgeschlagene Ein-
satz hat seinen Wert in sich 
selbst.“  

»Nur Persönlichkeiten bewegen die Welt, 
niemals Prinzipien.«

Oscar Wilde (1854-1900)
irischer Lyriker und Dramatiker, kam wegen seiner 

Homosexualität zwei Jahre in Haft, wo er Zwangsarbeit leisten 
musste. Er erkrankte dort, wovon er sich nicht wieder erholte,  

Danach schrieb er nur noch die „Ballade vom Zuchthaus zu 
Reading“ und starb verarmt mit 46 Jahren in Paris.

Brigitte Gärtner konnte  am 
Wochenende einen Spen-
denscheck über  122.705,55 
Euro für die „Andreas-
Gärtner-Stiftung“ ent-
gegennehmen. Zuvor hatte 
zum  26. Mal der Porta-
Golf-Cup in Löhne stattge-
funden.   Nach zwei Jahren 
corona-bedingter Pause 
war die Freude bei den Ini-
tiatoren Brigitte und Her-
mann Gärtner besonders 
groß, dass das traditionelle  

Brigitte Gärtner Foto: Natalie Meyer

Turnier im Golf-Club Wi-
dukind-Land wieder statt-
finden konnte.  Die An -
dreas-Gärtner-Stiftung 
lässt  Menschen mit geisti-
ger Behinderung und deren 
Angehörigen unbürokra-
tisch und schnell Hilfe zu-
kommen – etwa  für den be-
hindertengerechten  Um-
bau von Badezimmern oder 
besondere Therapien, die 
die Krankenkasse nicht be-
zahlt.  Hermann Gärtner, 
der gemeinsam mit  Wil-
helm Fahrenkamp das 
Unternehmen Porta-Möbel 
gegründet hatte, hatte die 
Stiftung 1993 ins Leben ge-
rufen.   Brigitte Gärtner hat-
te dieses Jahr alle Hände 
mit der Planung des Porta-
Cup-Turniers zu tun.   Insge-
samt nahmen am Golftur-
nier 74 Gäste teil.  Zum tra-
ditionellen Abendessen 
und bei der Tombola-Aus-
losung gesellten sich wei-
tere geladene Besucher 
hinzu und spendeten für 
den guten Zweck.  

■ Der Bericht über das 
zweite Weser-Open-Air am 
Wochenende  in Beverun-
gen wird im Netz oft ange-
klickt. Tausende Besucher 

feierten während der zwei-
tägigen Veranstaltung Sa-
rah Connor, Wincent 
Weiss, Miu, Namika, Mi-
chael Schulte und Lotte  
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NRW: die Lage in den
Krankenhäusern    Veränderung 

zum Vortag
In stationärer Behandlung 
wegen und mit Corona 2530 -10

davon 
intensiv-medizinisch 215 -13

davon
mit Beatmung 83 -3

Von Kliniken  als frei gemelde-
te Intensiv-Beatmungsbetten 407 -8

  Quelle: Landesregierung NRW, die die Daten an Wochenenden oft nicht aktualisiert  

Bekannte aktuell Infizierte: etwa 763.300
(-71.900) 

Betätigte Corona-Fälle seit Januar 2020: 32.041.350
(+1) 

davon Gestorbene: 147.104
k.V.  

davon Genesene (Schätzung des RKI): 31.131.000
(+71.900) 

Inzidenz (bekannte Infektionen pro 100.000 Einwohner 
innerhalb der vergangenen sieben Tage): 243 (-6)

 Inzidenz gerundet, Quelle: RKI;
 in Klammern Veränderung, in der Regel zum Vortag 

Impfquoten  in NRW gerundet 

        Einmal geimpft 82 %, vollständig (zwei-
mal)   79 %, Auffrischungsimpfung 65 % 

Krankenhausbelegung 
 Corona-Klinikeinweisungen in 7 Tagen
 pro 100.000 Einwohner:   5,8
Anteil der Corona-Patienten an be- 
treibbaren Intensivbetten: 4,0   %               

Die Corona-Übersicht im WESTFALEN-BLATT

Infektionen
 und Inzidenzen 

Letzter
Meldetag

Aktuell  bekannte
Infizierte laut LZG 

(Schätzungen)

PCR-bestätigte 
Fälle seit 

Februar 2020

davon 
Todesfälle

Bekannte
   Inzidenz  

Kreis HX (Mo.) 2400 (-100) 46.932 (+71) 206  368 (-2)
  Kreis PB (Mo.) 3400 (-100) 102.546 (+119)  229  314 (-41)
Kreis LIP (Mo.) 3000  125.374 (+192) 650  384 (-53)
 Kreis GT (Mo.) 2900 (+100) 152.539 (+317) 504  377 (+20)
Stadt BI (Mo.) 6000 (+100) 131.889 (+221)  608 403 (-5)
Kreis HF (Mo.) 2300  106.774 (+206) 356 471 (+14)
Kreis Mi-Lü (Mo.) 3500 (+100) 140.392 (+232)  473 511 (-15)
OWL gesamt 23.500 (+100) 806.447 (+1358) 3026
NRW (Mo.) 194.000 6.558.186 (+9616) 26.957 (+15) 334 (-5)  
  Inzidenzen gerundet. In Klammern Veränderungen, in der Regel  zum Vortag, Quelle: Landeszentrum Gesundheit.  

Die LZG-Daten weichen gelegentlich  vorübergehend von Daten  der Kreise ab. Keine Daten am Wochenende!

 Erstmals seit  Beginn der Corona-Pandemie ist in London 
wieder das berühmte karibische Straßenfest Notting Hill 
Carnival gefeiert worden. Die Veranstaltung gilt als eine der 
größten Karnevalsfeiern der Welt. Der Notting-Hill-Karne-
val war 1959 von Einwanderern aus der Karibik ins Leben 
gerufen worden. In den beiden Vorjahren war das Fest we-
gen der Pandemie ausgefallen. 

Abschluss der Sommerinterviews: SPD-Bundestagsabgeordneter Achim Post (Minden-Lübbecke) über Energie und Etat

„Dann müssen wir mit Habeck reden“
Von Andreas Schnadwinkel

HÜLLHORST (WB). Der SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Achim Post (63) aus dem 
Kreis Minden-Lübbecke ist 
als stellvertretender Frak-
tionsvize seiner Partei für 
Europa, Haushalt und Fi-
nanzen verantwortlich. Das 
ist in diesen Zeiten ein 
ziemlich dickes Brett. Au -
ßerdem ist er Generalsekre-
tär der Sozialdemokrati-
schen Partei Europas (SPE).

Ihr Namensvetter Florian 
Post, Ex-SPD-Bundestags-
abgeordneter aus Mün-
chen, will aus der SPD aus-
treten, weil die Partei „für 
Menschen mit gewöhnli-
chen Alltagssorgen“ nicht 
mehr wählbar sei. Hat er 
recht?
Achim Post: Nein, er hat 

unrecht. Ich denke, dass bei 
seiner Entscheidung per-
sönliche Enttäuschungen 
eine Rolle spielen.

Und warum sollen Men-
schen mit gewöhnlichen 
Alltagssorgen SPD wählen?
Post: Weil wir die politi-

sche Kraft sind, die gleicher-
maßen auf wirtschaftliche 
Dynamik und soziale Ge-
rechtigkeit setzt. Das ist der 
Markenkern der SPD. Solan-
ge wir das machen, werden 
viele Bürgerinnen und Bür-
ger SPD wählen.

Zu den Alltagssorgen gehö-
ren auch die explodieren-
den Kosten für Energie und 
Lebensmittel. Ihre SPD-
Parteivorsitzende Saskia 
Esken hat angekündigt, die 
von Wirtschafts- und Kli-
maminister Robert Habeck 
geplante Gasumlage kip-
pen zu wollen. Ist das ein 
richtiges Signal?
Post: Die Gasumlage ist 

bei der Uniper-Rettung ent-
standen. Ich bin für die Ret-
tung, weil die Energiever-
sorgung gefährdet wäre, 
wenn solch ein großer Ener-
gieversorger vom Markt 
verschwindet. Die Gasumla-
ge selbst ist kein ideales 
Instrument. Wir setzen da-
rauf, dass der zuständige 
Wirtschaftsminister Robert 
Habeck einen Vorschlag 
macht, der die Ausschüt-
tung von Zahlungen aus der 
Gasumlage auf von der In-
solvenz bedrohte Unterneh-
men konzentriert. Und 
wenn er keinen neuen Vor-
schlag macht, müssen wir 
mit ihm noch mal reden.

Kanzler Olaf Scholz war 
mit Habeck in Kanada. Ist 
es richtig, dass sich der 
Kanzler jetzt persönlich 
mehr in die Energiepolitik 
einbringt?
Post: In der Energiepolitik 

ist der Kanzler immer schon 
präsent gewesen, aber nicht 
immer öffentlich. In den 
nächsten Wochen müssen 
wichtige Entscheidungen im 
Hinblick auf Herbst und 
Winter gefällt werden. Näm-
lich, was wir für die Bürge-
rinnen und Bürger, Betriebe, 
Stadtwerke und Sozialein-
richtungen tun können, da-
mit wir gemeinsam ordent-
lich durch den Winter kom-
men.

Glauben Sie Robert Ha-
beck, dass er wirklich so 
viel Gas besorgen will, wie 
es vor allem auch die In-
dustrie braucht? Oder kann 
den Grünen der Preis für 
den fossilen Energieträger 
Gas gar nicht hoch genug 
sein, weil sie mit über den  
Preis das Verhalten der 
Menschen steuern wollen?
Post: Mittlerweile bin ich 

fest davon überzeugt, dass 
es auch Robert Habeck und 
den Grünen darum geht, 
jetzt in der akuten Krise so 
viel Gas wie möglich zu be-
sorgen. Im Koalitionsvertrag 
steht ohnehin, dass Gas für 
einen Übergangszeitraum 
unverzichtbar ist, weil wir 
nicht gleichzeitig aus drei 
Energieträgern aussteigen 
können. Robert Habeck tut 
alles, um möglichst viel Gas 
für Deutschland zu besor-
gen. Das brauchen wir näm-
lich.

Werden die Energiepreise 
und die Energieversorgung 
zur Nagelprobe für die 
Bundesregierung?
Post: Es ist und wird eine 

Nagelprobe für uns alle, weil 

die explodierenden Energie-
preise die gesamte deutsche 
Volkswirtschaft und die ge-
samte Gesellschaft vor wirk-
lich ernste Herausforderun-
gen stellen. Aber mit ent-
schlossenem Handeln und 
Zusammenhalt können wir 
das bewältigen. Auch des-
wegen wird diese Bundesre-
gierung in den nächsten Ta-
gen und Wochen deutliche 
weitere Entlastungen auf 
den Weg bringen.

Auch in Ihrem Wahlkreis 
spielen Energieversorgung 
und Energiegewinnung 
eine wichtige Rolle. Was 
lehnen die Leute im ländli-
chen Raum mehr ab: Wind-
kraftanlagen oder Gas-Fra-
cking?
Post: Es ist nicht so ein-

fach, dass es nur um das 
eine oder das andere geht. 
In der jetzigen Situation, in 
der Wirtschaft und Bürger 
auf eine bezahlbare verläss-
liche Energieversorgung an-
gewiesen sind, muss man 
erst einmal vorbehaltlos al-
les prüfen, was geht. Per-
sönlich bin ich der Ansicht, 
dass man beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien ei -
nen Zahn zulegen muss, um 
sich unabhängiger zu ma-
chen. Beim Fracking habe 
ich starke Vorbehalte, da bin 
ich sehr skeptisch.

Eine bundesweite Gruppe 
SPD-Linker hat jetzt gefor-
dert, Friedensverhandlun-
gen mit Russland aufzu-
nehmen, um schnellstmög-
lich einen Waffenstillstand 
in der Ukraine zu errei-
chen. Was halten Sie von 
dem Vorstoß?
Post: Ich habe das Papier 

gelesen, aber nicht unter-
schrieben. Ich finde es eh-
renwert, sich darüber Ge-
danken zu machen, wie man 
einem Waffenstillstand nä-
herkommen könnte. 
Deutschland hat eine her-
vorragende außenpolitische 
Rolle gespielt, nachdem sich 
Russland die Krim einver-
leibte. Da haben Frank-Wal-
ter Steinmeier und Angela 
Merkel mit den Franzosen, 
Russen und Ukrainern die 
Minsk-Abkommen verhan-
delt. Zuletzt hat der türki-
sche Präsident Erdogan das 
Getreideabkommen mit 
Russland und der Ukraine 
weitgehend alleine ausge-
handelt. Und ich sehe gar 
nicht ein, dass wir solche 
Dinge Herrn Erdogan über-
lassen sollen. Ich würde mir 
wünschen, dass hier auch 
unsere Außenministerin ak-
tiver diplomatisch unter-
wegs wäre. Ich weiß, dass es 
nicht trivial ist, mit einem 
Aggressor zu reden, der für 
Tod und Vertreibung ver-
antwortlich ist. Und es ist 
auch klar, dass Gespräche 
nur an der Seite der Ukrai-
nerinnen und Ukrainer ge-
hen, nicht über ihre Köpfe 
hinweg. Aber das Getreide-
abkommen zeigt, dass im-
merhin kleine Fortschritte 
möglich sind.

Bekommen Sie einen Bun-
deshaushalt 2023 hin, ohne 
die Schuldenbremse zu ge-
fährden?
Post: Das kann ich jetzt 

noch nicht beantworten. 
Das kann ich erst sagen, 
wenn ich weiß, was in den 
nächsten Wochen und Mo-
naten noch auf uns zu-
kommt. Während der Coro-
na-Pandemie haben wir die 
Schuldenbremse dreimal 
ausgesetzt, weil wir Geld 
mobilisieren mussten, da-
mit die Betriebe und Be-
schäftigten diese schwierige 
Phase überstehen. Und das 
haben wir besser überstan-
den als viele andere Länder. 
Sogar jetzt haben wir trotz 
der Folgen des Ukraine-
kriegs Wachstum, auch 
wenn es nur 0,1 Prozent 
sind. Die Wirtschaft stürzt 
nicht ab, aber sie könnte 
weiter schrumpfen, wenn 
wir uns für einen Sparhaus-
halt nach dem anderen ent-
scheiden sollten. Die Aufga-
ben wachsen, und das müs-
sen wir stemmen. Ich habe 
für dieses Jahr einen Nach-
tragshaushalt ins Spiel ge-
bracht, mit dem wir, wenn 
nötig, finanzielle Hand-
lungsspielräume gewinnen 
könnten. Es gibt jedoch auch 
weitere Möglichkeiten, Geld 
zu mobilisieren. So setzt 
sich die SPD beispielsweise 
für eine Übergewinnsteuer 
ein. Milliardenschwere Ge-
winne der großen Energie-
konzerne, die alleine auf die 
aktuelle Krisenlage zurück-
zuführen sind, sollten zur 
Krisenbewältigung beitra-
gen. Das ist auch eine Frage 
der Gerechtigkeit.

Treffpunkt Hüllhorst am Südhang des Wiehengebirges: Der SPD-Abgeordnete Achim Post ist in seiner Heimat populär. Foto: Thomas F. Starke
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